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1. PROBLEMSTELLUNG

Die Notwendigkeit einer Spitalplanung ergibt sich aus:
a) dem Spitalgesetz vom 23. Februar 1984, insbesondere:

· Art. 3 Abs. 1: der den Kanton und die Gemeinden ver-
pflichtet, «Unterhalt und Betrieb der zur Deckung des 
Spitalpflegebedarfs der Bevölkerung notwendigen Spitäler 
zu gewährleisten».

· Art. 4: der dem Staatsrat die Aufstellung einer spitalmedizini-
schen Gesamtplanung vorschreibt, deren Zweck «die genaue 
Ermittlung des spital- und sozialmedizinischen Pflegebedarfs 
der Bevölkerung und die Bestimmung der geeigneten Mittel 
und Wege einer rationellen und wirtschaftlich bestmöglichen 
Bedarfsdeckung» ist.

b) dem Bundesgesetz vom 18. März 1994 über die 
Krankenversicherung (KVG), das den Begriff der Planung in 
Art. 39 Abs. 1 verwendet: «Anstalten oder deren Abteilungen, 
die der stationären Behandlung akuter Krankheiten oder der 
stationären Durchführung von Massnahmen der medizinischen 
Rehabilitation dienen (Spitäler), sind zugelassen, wenn sie 
[...] d) der von einem oder mehreren Kantonen gemeinsam 
aufgestellten Planung für eine bedarfsgerechte Spitalversorgung 
entsprechen, wobei private Trägerschaften angemessen in 
die Planung einzubeziehen sind [...].»

Am 14. März 1989 genehmigte der Staatsrat die spitalmedizi-
nische Gesamtplanung Mediplan 89.

Auf der Grundlage der Volksinitiative «für die Erhaltung der 
Bezirksspitäler», die in der Volksabstimmung vom 7. März 1993 
angenommen wurde, war das Kapitel «Ordnung des Spitalnetzes» 
der spitalmedizinischen Gesamtplanung Mediplan 89 vom 26. 
November 1990 von der freiburgischen Bevölkerung abgelehnt 
worden.

Im August 1997 genehmigte der Staatsrat die Spitalplanung, von 
welcher der Grosse Rat in der Septembersession 1997 Kenntnis 
nahm.

2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

In Bezug auf die Raumplanung beruht die Politik des Kantons 
hauptsächlich auf den folgenden Zielsetzungen des Dekrets vom 
17. September 1999 über die Leitlinien und Zielsetzungen der 
Raumplanung:
· Optimale Nutzung der bestehenden Infrastrukturen.

· Erhaltung und Stärkung der Stellung des Kantonszentrums im 
Netz der Schweizer Städte.

· Erhaltung und Stärkung der Rolle der Regionalzentren 
als Bindeglieder zwischen der Region und dem Kantons-
zentrum.

· Zusammenarbeit mit den benachbarten ausserkantonalen 
Zentren.

Mitwirkende Stellen

GesA, AfU, TBA, VEA, GemA 
und BRPA

Verwaltungspraxis

Unveränderte Ziele der 
kantonalen Politik

Unveränderte Grundsätze und 
Massnahmen für die Umsetzung

Kantonale Studie in Bearbeitung

Keine neuen Auswirkungen auf 
die Ortsplanung

Unveränderte 
Aufgabenverteilung

Rechtlicher Rahmen

Neue eidgenössische oder 
kantonale Gesetzesgrundlage 
seit dem alten kantonalen 
Richtplan
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GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

Die Spitalplanung berücksichtigt die im Dekret aufgezählten 
Zielsetzungen, insofern:
· Sie eine rationelle Nutzung der bestehenden Spitäler 

anstrebt.

· Die Spitäler je nach ihrer Bedeutung im Kantonszentrum 
(Kantonsspital) und in den Regionalzentren (Akutspitäler, BRZ) 
liegen.

Das psychiatrische Spital Marsens aufgrund seines besonderen 
Charakters von diesem Prinzip ausgenommen ist.

· Die Zusammenarbeit mit Spitälern anderer Kantone vorgese-
hen ist; dazu verfügt der Dienst für Gesundheit über eine 
nachgeführte Liste der betroffenen Anstalten.

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

Es ist zu erwähnen, dass die Spitalabfallbewirtschaftung dem 
kantonalen Abfallbewirtschaftsplan zu entsprechen hat.

Das Amt für Umwelt koordiniert mit dem Amt für Gesundheit die 
Spitalabfallbewirtschaftung unter Berücksichtigung der Spitalplanung 
und insbesondere der neuen, den Spitälern erteilten Aufträge.

Siehe Thema 
«Abfallbewirtschaftung»
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